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Beschlussantrag Nr. BA-113/2020
Einreicher:
Fraktionsgemeinschaft BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN
Gegenstand:
Digitales Amtsblatt
Kostendeckungsvorschlag:
(Produktuntergruppe)
Status Beratungsergebnis
Beratungsfolge Sitzungs- offentlich/ besta- abge- (I;'mefeh-
(Beirate, Ortschaftsrate, Ausschusse, Stadtrat) termine nichtdffentlich tigt lehnt Iungp
| Stadtrat 25.11.2020 | offenticn | | |

Beschlussvorschlag:

Der Stadtrat beauftragt die Stadtverwaltung rein digitale Bekanntmachungen, bzw. ein digitales Amts-
blatt prifen zu lassen. Dies kann mit einem gedruckten Infoblatt kombiniert werden, welches beispiels-
weise in stadtischen Einrichtungen ausgelegt wird bzw. dass die Inhalte den Stadtteilzeitschriften,
Stadtmagazinen und Zeitungsredaktionen der Stadt zur Verfliigung gestellt werden. Teil dieses Auftra-
ges soll auch die Ermoglichung der Einrichtung eines personlichen Abonnements bzw. eines News-
feeds von Teilen oder der Gesamtausgabe und verschiedene Formen zur Herstellung der Barrierefrei-
heit sein. Der Prifauftrag soll Kosten/Einsparungen, den rechtlichen Rahmen und mehrere Varianten
enthalten.

Das Prifergebnis ist dem Stadtrat als Beratungs- und Beschlussvorlage bis zum 30.06.2021
vorzulegen.

i. A. Susann Méader

Unterschrift

Begriindung:

Die Regelungen aus der Kommunalen Bekanntmachungsverordnung, dem Baugesetzbuch, der Verga-
begesetze und schlussendlich auch aus dem sachsischen E-Governmentgesetz legen fest, dass kom-
munale Verdffentlichungen nicht mehr an die Papierform sowie feste Verdéffentlichungszeitraume ge-
bunden sind, bzw. bestimmte Veréffentlichungen sogar unverziglich digital zu erfolgen haben.

Dies ermdglicht schnelleres Inkrafttreten und Verdffentlichung von Satzungen, Ausschreibungen sowie
Einsparungen von Kosten und Ressourcen in Verbindung mit dem Printmedium. Andere sachsische
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Stadte, wie z.B. Ddébeln, nutzen diese Moglichkeiten und haben ihr Print-Amtsblatt bereits abgeschafft.

Dies soll allerdings nicht dazu flhren, dass die Burger*innen weniger informiert werden. Ein anpassba-
res Informationsangebot soll ermdglichen, dass jede Person die Informationen erhalt die sie gern hatte.
Barrierefreiheitsfunktionen sollen einen grofieren Nutzer*innenkreis erschlie3en. Die Fortflihrung der
redaktionellen Arbeit sollte ebenfalls stattfinden, aber die Blrger*innen besser und im Idealfall dort er-
reichen, wo sie es auch sonst gewohnt sind zu lesen.

Das Ziel ist die Verbesserung, nicht die Verschlechterung des Informationsangebotes. Deshalb gilt es
auch rechtlich zu ergriinden, wie die Stadt redaktionell wertvolle Inhalte verdffentlichen kann, ohne eine
Konkurrenzsituation mit bestehenden Medien der Stadt zu schaffen. Dies kann ber die Auslegung ei-
nes stadtischen Infoblattes oder auch reservierte Anteile in den bestehenden Medien passieren.

Die Stadt kann auch weiterhin eine gedruckte Ausgabe des Amtsblattes flr diejenigen produzieren, die
auf dieser bestehen. In dem Fall sollte aber beleuchtet werden, ob die Abonnent*innen die Produkti-
ons- und Lieferkosten sowie einen CO,-Kostenausgleich tragen. Sollte dies als Lésung favorisiert wer-
den ist dann besonders wichtig, dass die Informationen auch ohne Lieferung nach Hause allgemein
zuganglich sind um nicht neuerliche Nachteile aufgrund von finanziellen Hirden zu schaffen.



	Anlage
	Kopf_voname
	FAuswirkung
	Gremium
	Datum
	Ostatus
	Beratungsfolge
	Sachverhalt
	SMC_BM_VOTEXT5
	Beschlußvorschlag
	SMC_BM_Votext6

